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Anhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Disziplinargeſetze, S. 348. — Ver; 
ordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen 
Beamten, S. 351. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend den Urlaub der Preußiſchen geſandt⸗ 
ſchaftlichen Beamten und deren Stellvertretung, S. 352. 


(Nr. 8644.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Disziplinargeſetze. 
Vom 9. April 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


f §. 1. 

Die Beſtimmungen 

1) der Geſetze vom 7. Mai 1851 und 26. März 1856, betreffend die 
Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 

2) des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienftvergehen der nicht 
richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand, 

3) der Verordnung vom 23. September 1867, betreffend die Ausdehnung 
der Preußiſchen Disziplinargeſetze auf die Beamten in den neu erwor⸗ 
benen Landestheilen, 

4) des F. 5 des Geſetzes vom 27. März 1872, betreffend die Einrichtung 
und die Befugniſſe der Ober-Rechnungskammer, 

5) des F. 34 Abſatz 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 über die kirchliche 
a e und die Errichtung des Königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten, 


ſowie die in dieſen geſetzlichen Beſtimmungen (Nr. 1 bis 5) in Den genom⸗ 


menen Geſetze werden durch die in den SS. 2 bis 26 enthaltenen Vorſchriften 
abgeändert. a 


Gef. Samml. 1879. (Nr. 8644.) 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Mai 1879, 


F. 2. 
Im Sinne der im F. 1 bezeichneten Geſetze gelten als Einzelrichter die 
Amtsgerichte, als Gerichte erſter Inſtanz die Landgerichte. 


8 
An die Stelle der Appellationsgerichte treten die Oberlandesgerichte. 


8. 4. 


Zur Erledigung der Angelegenheiten, welche den Plenarverſammlungen der 
ei, Appellationsgerichte zugewieſen ſind, werden bei den Oberlandesgerichten Dis⸗ 
2 ee: gebildet. Dieſelben entſcheiden in der Beſetzung von ſieben Mit- 
g gliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 


1 

5 $. 5. 

kei Vorſitzender des Disziplinarſenats iſt der Präſident, im Falle der Verhin⸗ 
Bi. derung deſſelben der ältefte Senatspräſident. i 

B Zu den Mitgliedern gehört der älteſte Senatspräſident oder, falls dieſer 
den Vorſitz führt, der nächſtälteſte Senatspräſident. 


$. 6. 


Für den Disziplinarſenat des Oberlandesgerichts zu Berlin gelten die nach⸗ 
ſtehenden beſonderen Beſtimmungen: 

Vorſitzender des Disziplinarſenats iſt der älteſte Senatspräſident, im Falle 
der Verhinderung deſſelben der nächſtälteſte Senatspräſident. 

Zu den Mitgliedern gehört der nächſtälteſte Senatspräſident oder, falls 
dieſer den Vorſitz führt, der ihm dem Alter nach folgende Senatspräſident. 


$. 7. 

Die Beſtimmung der aus der Zahl der Räthe erforderlichen ae 
des er erfolgt nach den für die Bildung der Civil: und Straf 
ſenate geltenden Vorſchriften. 

$. 8. 


An die Stelle des Obertribunals tritt der bei dem Oberlandesgericht zu 
Berlin zu bildende große Disziplinarſenat. 

Der große Diszipflinarſenat entſcheidet in der Beſetzung von fünfzehn Mit⸗ 
gliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 


8. 9. 


Vorſitzender des großen Disziplinarſenats iſt der Präſident, im Falle der 
Verhinderung deſſelben der älteſte Senats riſidenl. . 8 


are 


4 Zu den Mitgliedern gehören die fünf älteſten Senatspräſidenten oder, falls 
der älteſte Senatspräſident den Vorſitz führt, die fünf ihm dem Alter nach fol⸗ 
genden Senatspräſidenten. 

Die Beſtimmung der aus der Zahl der Räthe erforderlichen Mitglieder 
des großen Disziplinarſenats erfolgt nach den für die Bildung der Civil- und 
Strafſenate geltenden Vorſchriften. 

8 Ein Richter, welcher bei einer durch ein Rechtsmittel angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung mitgewirkt hat, iſt von der Mitwirkung bei der Entſcheidung des großen 
Disziplinarſenats kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. 


$. 10. 


Das Alter der Senatspräſidenten wird nach dem Dienſtalter, bei gleichem 
Dienſtalter nach dem Lebensalter beſtimmt. Die Senatspräfidenten, welche im 
einzelnen Falle in Folge rechtlicher oder thatſächlicher Verhinderung an der Ent⸗ 
ſcheidung nicht Theil nehmen können, kommen für die nach dem Alter ſich er⸗ 
gebende Reihenfolge nicht in Betracht. 


$. 11. 


Die Angelegenheiten, welche den Abtheilungen und Senaten der Appella- 
tionsgerichte zugewieſen ſind, werden von dem Senat des Oberlandesgerichts, in 
welchem der Präsident den Vorſitz führt, in der Beſetzung von fünf Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorſitzenden erledigt. 


$. 12. 


Hülfsrichter ſind von der Theilnahme an den Entſcheidungen über Dis⸗ 
ziplinarſachen ausgeſchloſſen. l n 

Die mit der Vorunterſuchung beauftragten Richter ſind von der Theil⸗ 
nahme an den Entſcheidungen, die Richter, welche an Beſchlüſſen außerhalb der 
Hauptverhandlung mitgewirkt haben, von der Theilnahme an dem Hauptverfahren 
nicht ausgeſchloſſen. 

Die Entſcheidungen erfolgen nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen. 


$. 13. 


Die richterlichen Mitglieder des Disziplinarhofes für nicht richterliche Beamte 
müſſen dem Oberlandesgericht in Berlin angehören. 


$. 14. 


Die Präſidenten der Oberlandesgerichte, des Reviſionskollegiums für Landes⸗ 
kulturſachen, der Ober⸗Rechnungskammer und des Königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten, ſowie der General-Auditeur der Armee, unterliegen 
nicht der Vorſchrift des §. 13 des Geſetzes vom 7. Mai 1851. 9 
Den bezeichneten Beamten kann die im F. 58 des Geſetzes vom 7. Mai 1851 
vorgeſchriebene Eröffnung nur auf Grund eines Beſchluſſes des großen Dis⸗ 
ziplinarſenats gemacht werden. 7 
; Ar. 8644.) 49 
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. 15. 


Die in dem Geſetze vom 21. Juli 1852 hinſichtlich der 1 e ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen finden auf die Amtsanwälte entſprechende Anwendung. 


$. 16. 


5 Die in den $$. 57, 58, 63 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 hinſichtlich 

der Beamten der gerichtlichen Polizei hear ac Beſtimmungen finden auf die 
Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes, welche Hülfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſind, mit der Maßgabe Anwendung, daß gegen ſolche Beamte, welche 
ihr Amt als Ehrenamt verſehen, Ordnungsſtrafen von den Juſtizbehörden nicht 
feſtgeſetzt werden dürfen. 

$. 17. 

5 Die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln hinſichtlich der Ge⸗ 
5 richtsſchreiber geltenden beſonderen Vorſchriften werden 5 
i ie Gerichtsſchreiber gelten auch in dem gedachten Bezirke im Sinne des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 als Büreaubeamte bei den Gerichten. 


F. 18. 


ſcelb Die Gerichtsvollzieher unterliegen denſelben Beſtimmungen wie die Gerichts- 
reiber. 
ni Die Befugniß zur Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Gerichtsvollzieher 
8 ſteht den in Gemäßheit des F. 73 des Ausführen gageſchen um Deutſchen Ge⸗ 
es richtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 zu beſtimmenden Aufſichtsbeamten zu. 
5 Geldſtrafen dürfen verhängt werden: 

5 1) von den Aufſichtsbeamten bei den Oberlandesgerichten bis zum Betrage 
Br von neunzig Mark,; 

g 2) von den Aufſichtsbeamten bei den Landgerichten bis zum Betrage von 

dreißig Mark; 
3) von den Aufſichtsbeamten bei den Amtsgerichten bis zum Betrage von 


2 neun Mark. 

= $. 19. 

u. infichtlich der Büreau⸗ und Unterbeamten, welche unter der alleinigen 
cz Aufſicht der Staatsanwaltſchaft ſtehen, finden die hinſichtlich der Büreau⸗ und 
AR Unterbeamten bei den Gerichten in dem Geſetze vom 21. Juli 1852 getroffenen 
= Beſtimmungen mit der Maßgabe Anwendung, daß die Befugniß zur tuen 
5 von Ordnungsſtrafen den Beamten der Staatsanwaltſchaft zuſteht, Geldſtrafen 
. jedoch nur verhängt werden dürfen: 

Bi; 1) von dem Oberſtaatsanwalt bis zum Betrage von neunzig Mark; 

5 2) von dem Erſten Staatsanwalt bis zum Betrage von dreißig Mark. 
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$. 20. 


Beſchwerden der in den $$. 17 bis 19 bezeichneten Beamten gegen die Feſt⸗ 
ſetzung von Ordnungsſtrafen werden im Aufſichtswege erledigt. 


F. 21. 


In dem Geltungsbereiche des Geſetzes vom 30. April 1847 über die Bil- 
dung eines Ehrenraths und im Kreiſe Herzogthum Lauenburg iſt hinſichtlich der 
Notare der Disziplinarſenat des Oberlandesgerichts (F. 4) das 7 75 Dis⸗ 
ziplinargericht erſter Inſtanz. Auf das Disziplinarverfahren und die vorläufige 
Enthebung vom Amte finden mit den aus dem gegenwärtigen Geſetze ſich er— 
ebenden Abänderungen die Vorſchriften des zweiten und drikten Abſchnitts des 

eſetzes vom 7. Mai 1851 Anwendung. 


§. 22. 


Wird gegen einen Notar, welcher zu 
fi 1 . von der Rechtsanwaltſchaft rechtskrä 
8 Notar von ſelbſt. 


leich Rechtsanwalt iſt, auf Aus⸗ 
io erkannt, fo erliſcht deſſen Amt 


$. 23. 


Richterlichen Beamten gegenüber liegt in dem Recht der Aufſicht ($. 78 
des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 
1878) die Befugniß, die ordnungswidrige Ausführung eines Amtsgeſchäfts zu 
rügen und zu deſſen rechtzeitiger und ſachgemäßer Erledigung zu ermahnen. 

Beantragt der richterliche Beamte die Einleitung der Disziplinarunter⸗ 
ſuchung, weil ihm eine Ordnungswidrigkeit oder Säumniß in der Erledigung 
eines Amtsgeſchäfts nicht zur Laſt falle, jo iſt dieſem Antrage en. In 
dem Endurtheil iſt zugleich über die Aufrechterhaltung oder Aufhebung der im 
Aufſichtswege een Maßregel zu erkennen. 

Es kann in dieſem Verfahren im Falle der Feſtſtellung eines Disziplinar⸗ 
vergehens auch auf Disziplinarſtrafe erkannt werden. 

Hat der Beamte die Beſchwerde auf Grund des §. 85 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze eingelegt, ſo findet der Antrag 
auf Einleitung der Disziplinarunterſuchung nicht ftatt. on ſchließt der An⸗ 
trag auf Einleitung der Disziplinarunterſuchung die Beſchwerde aus. 


F. 24. 


Die Vorſchriften des §. 23 Abſ. 2 und 3 finden entſprechende Anwendung, 
wenn auf Grund des F. 13 des Geſetzes vom 7. Mai 1851 eine Mahnung er⸗ 


laſſen iſt. 8. 25 


Auf richterliche Beamte, welche nicht unter der Aufſicht der Juſtizverwal⸗ 


tung oder nicht ausſchließlich unter der Aufſicht der Juſtizverwaltung ſtehen 
finden die 5 der $$. 23, 24 nicht Anwendung. f 
(Nr. 8644.) 
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$. 26. 


Die Vorſchriften der im $. 1 bezeichneten Geſetze finden mit den aus dem 
Ae Geſetze ſich ergebenden Abänderungen auf die in Gemäßheit des 
usführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 
ur Verfügung des Juſtizminiſters verbleibenden und einſtweilig in den Ruhe⸗ 
Hand tretenden Beamten entfprechende Anwendung. 


$. 27. 


Die Beſtimmungen der im $. 1 Nr. 1 bezeichneten Geſetze kommen mit 
den aus dem gegenwärtigen Geſetze ſich ergebenden Abänderungen auch im Kreiſe 
Herzogthum Lauenburg zur Anwendung. 


$. 28. 

Soweit nach den beſtehenden Vorſchriften für die eſtſetzung von Stempel⸗ 
ſtrafen gegen Beamte eine Juſtizbehörde als vorgeſetzte Sat oder Disziplinar⸗ 
geil üblen dig iſt, geht dieſe Zuſtändigkeit auf den Präſidenten des Land⸗ 

erichts über. 
f Ueber den Rekurs entſcheidet unmittelbar der Juſtizminiſter. 


$. 29. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf die vor dem Inkraft⸗ 


treten deſſelben anhängig gewordenen Angelegenheiten Anwendung. 
$. 30. 
5 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
aft. 


ichen Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. April 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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cer. 8645) Verordnung, betreffend bie Tagegelter, bie Zuhrkoften und zie Unzugstoſten der 
geſandtſchaftlichen Beamten. Vom 1. Mai 1879. 


4 Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 28. Juni 1875 (G4 


Samml. S. 370) und des F. 11 des Geſetzes vom 24. Februar 1877 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 15), was folgt: 


Einziger Artikel. 


Auf die Bemeſſung der e der Fuhrkoſten und der Umzugskosten 

der Preußiſchen geſandtſchaftlichen eamten finden die Beſtimmungen der Ver⸗ 

ordnung, betreffend die Be die Fuhrkoſten und die ng der 

8 chaftlichen und Konſularbeamten des Reichs, vom 23. April 1879 (Reichs⸗ 
ejegbl. S. 127) entſprechende Anwendung. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 1. Mai 1879. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8646.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Mai 1879, betreffend den Urlaub der Preußiſchen 
geſandtſchaftlichen Beamten und deren Stellvertretung. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 24. v. M. will Ich hiermit 
beſtimmen, daß auf den Urlaub der Preußiſchen geſandtſchaftlichen Beamten und 
deren Stellvertretung die Beſtimmungen der Verordnung, betreffend den Urlaub 
der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten des Reichs und deren Stellvertretung, 
vom 23. April 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 134) entſprechende Anwendung zu 
finden haben. 

Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Wiesbaden, den 1. Mai 1879. 


Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


